
 
Allgemeine Lieferbedingungen der Schnelldorfer Maschinenbau GmbH, Kappelweg 6, 

91625 Schnelldorf (Stand 01.01.2016) 
 
 
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Soweit nicht anders ausdrücklich vereinbart, gelten die nachste-
henden Allgemeinen Lieferbedingungen der Schnelldorfer Maschi-
nenbau GmbH (nachfolgend „Unternehmen“ genannt) für alle Ver-
träge, Lieferungen und sonstigen Leistungen im Geschäftsverkehr 
mit Unternehmern im Sinne des § 310 BGB (nachfolgend „Kunde“ 
genannt). Sie gelten auch für alle künftigen Geschäftsbeziehungen, 
ohne nochmals gesondert vereinbart werden zu müssen, und zwar 
auch dann, wenn das Unternehmen im Einzelfall nicht ausdrücklich 
auf ihre Einbeziehung hingewiesen hat. 
(2) Entgegenstehende oder von diesen Allgemeinen Lieferbedin-
gungen abweichende Bedingungen des Kunden, insbesondere 
Einkaufsbedingungen, werden nicht Vertragsinhalt, es sei denn, 
dass das Unternehmen diesen ausdrücklich und schriftlich zustimmt. 
 
§ 2 Angebote und Vertragsabschluss 
(1) Alle Angebote des Unternehmens sind freibleibend und unver-
bindlich, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet 
sind oder eine bestimmte Annahmefrist enthalten. Sie stellen nur 
eine Aufforderung zur Abgabe eines Angebots dar. 
(2) Ein Vertrag kommt erst durch die schriftliche Auftragsbestätigung 
des Unternehmens oder stillschweigend durch die Ausführung der 
Bestellung zustande und richtet sich ausschließlich nach dem Inhalt 
der Auftragsbestätigung und/oder diesen Allgemeinen Lieferbedin-
gungen. Im Falle der stillschweigenden Annahme des Angebots gilt 
der Lieferschein bzw. die Warenrechnung als Auftragsbestätigung. 
(3) Mündliche Zusagen des Unternehmens, seiner Angestellten oder 
Handelsvertreter, die vor Vertragsschluss abgegeben werden, sind 
rechtlich unverbindlich und werden durch den schriftlichen Vertrag 
ersetzt, soweit keine abweichende Vereinbarung getroffen worden 
ist. Soweit das Unternehmen, dessen Angestellte oder Handelsver-
treter nach Vertragsschluss Ergänzungen oder Änderungen des 
Vertrages vornehmen, bedürfen diese zu ihrer Wirksamkeit der 
Schriftform. Mündliche Erklärungen von Personen, die zur Vertre-
tung des Unternehmens unbeschränkt ermächtigt sind, bleiben von 
der vorstehenden Regelung unberührt. 
(4) Werden dem Unternehmen nach Vertragsschluss Tatsachen 
bekannt (z. B. Zahlungsverzug des Kunden hinsichtlich früherer 
Lieferungen), die nach pflichtgemäßen Ermessen darauf schließen 
lassen, dass der Zahlungsanspruch durch mangelnde Leistungsfä-
higkeit des Kunden gefährdet ist, ist das Unternehmen berechtigt, 
von dem Vertrag zurückzutreten und Forderungen für bereits er-
brachte Teilleistungen sofort fällig zu stellen, es sei denn, dass der 
Kunde innerhalb einer angemessenen Frist mit einer Erfüllung Zug-
um-Zug einverstanden ist oder dem Unternehmen Sicherheit in 
Höhe der noch ausstehenden Forderung leistet. 
(5) Im Falle der Zahlungseinstellung, der Zahlungsunfähigkeit oder 
des Vermögensverfalls ist das Unternehmen berechtigt, alle beste-
henden Verträge aus wichtigem Grund mit sofortiger Wirkung zu 
kündigen. 
(6) Die Leistungspflicht des Unternehmens beschränkt sich aus-
schließlich auf seine Pflichten als Verkäufer aus dem Kaufvertrag. 
Beratungs- oder Auskunftsleistungen sind nicht Gegenstand des 
Vertrages, soweit sie nicht ausdrücklich schriftlich vereinbart sind. 
(7) Mit dem Vertragsschluss erkennt der Kunde an, dass er sich 
durch Einsicht in vorhandene Pläne und Leistungsbeschreibungen 
über die Art der Ausführung und den Umfang der Leistung unterrich-
tet hat. Bei offensichtlichen Irrtümern, Schreib- und Rechenfehlern in 
den Unterlagen, Zeichnungen und Plänen besteht für diese keine 
Verbindlichkeit. Der Kunde wird das Unternehmen über derartige 
Fehler in Kenntnis setzen, so dass die Auftragsbestätigung bzw. die 
Ausführung der Bestellung korrigiert bzw. erneuert werden kann. 
Dies gilt auch, soweit dem Kunden die Unterlagen nicht vollständig 
vorlagen. 
 
§ 3 Datenschutz 
Das Unternehmen speichert und nutzt personenbezogene Daten 
des Kunden zur Abwicklung und Erfüllung der abgeschlossenen 
Verträge. Die Daten werden außerdem zur weiteren Pflege der 
Geschäftsbeziehung mit dem Kunden verwendet, soweit der Kunde 
dem nicht gemäß § 28 Abs. 4 BDSG widerspricht. 
 
§ 4 Lieferung, Gefahrenübergang und Verzug 
(1) In Ermangelung einer abweichenden Abrede ist Lieferung „EXW 
Ab Werk“ (Incoterms 2010) vereinbart. Die Ver- und die Entladung 
der Lieferung sind – soweit nicht anders vereinbart – nicht Vertrags-

gegenstand. Mit zur Verfügung stellen der Ware für den Kunden, 
den Spediteur oder den Frachtführer geht die Gefahr auf den Kun-
den über, spätestens jedoch mit dem Verlassen der Betriebsstätte 
des Unternehmens, und zwar auch dann, wenn die Auslieferung 
durch dieses erfolgt. Die Gefahr geht auch auf den Kunden über, 
wenn auf Veranlassung des Unternehmens von der Betriebsstätte 
eines Dritten geliefert wird (sog. Streckengeschäft). 
(2) Soweit die Versendung oder Lieferung „frei Haus“ vereinbart ist, 
erfolgt diese auf Gefahr des Kunden. In den beiden Fällen trägt das 
Unternehmen lediglich die Kosten für Fracht und Versicherung. Wird 
der Versand auf Wunsch oder aus Verschulden des Kunden verzö-
gert, so lagert die Ware auf dessen Kosten und Gefahr. Das Gleiche 
gilt, soweit sich die Versendung oder Lieferung aufgrund höherer 
Gewalt oder nach Vertragsschluss eintretender Hindernisse, die das 
Unternehmen nicht zu vertreten hat, verzögert. In diesem Falle steht 
die Anzeige der Versandbereitschaft bzw. der Lieferung dem Ver-
sand der Waren gleich.  
(3) Teillieferungen sind in zumutbarem Umfange zulässig. Sie sind 
insbesondere dann zulässig, wenn die Teillieferung für den Kunden 
im Rahmen des vertraglichen Bestimmungszwecks verwendbar ist 
und wenn die Lieferung der restlichen bestellten Ware sichergestellt 
ist. 
(4) Die Lieferfrist verlängert sich, auch innerhalb eines Verzuges, 
angemessen bei Eintritt höherer Gewalt und allen unvorhergesehe-
nen, nach Vertragsabschluss eingetretenen Hindernissen, die das 
Unternehmen nicht zu vertreten hat (insbesondere auch Betriebsstö-
rungen, Streik, Aussperrung oder Störung der Verkehrswege), so-
weit diese Hindernisse nachweislich auf die Lieferung von erhebli-
chem Einfluss sind. Dies gilt auch, wenn diese Umstände bei den 
Lieferanten des Unternehmens und deren Unterlieferanten eintreten, 
insbesondere diese trotz des Bestehens eines Einkaufsvertrages 
bzw. Vorliegens einer Bestellung das Unternehmen nicht vertrags-
konform und rechtzeitig beliefern können. Beginn und Ende derarti-
ger Hindernisse teilt das Unternehmen dem Kunden baldmöglichst 
mit. Der Kunde kann von dem Unternehmen die Erklärung verlan-
gen, ob es zurücktreten oder innerhalb angemessener Frist liefern 
will. Erklärt sich das Unternehmen nicht unverzüglich, kann der 
Kunde zurücktreten. Schadenersatzansprüche und/oder Aufwen-
dungsersatzansprüche sind in diesem Falle ausgeschlossen. Die 
vorstehenden Regelungen gelten für den Kunden entsprechend, 
falls die vorgenannten Hindernisse bei ihm eintreten. 
(5) Im Falle einer Lieferverzögerung ist der Kunde verpflichtet, auf 
Verlangen des Unternehmens innerhalb einer angemessenen Frist 
zu erklären, ob er weiterhin auf Lieferung besteht oder wegen der 
Verzögerung vom Vertrage zurücktritt und/oder Schadenersatz statt 
der Leistung verlangt. Soweit sich der Kunde nicht innerhalb der 
Frist schriftlich erklärt, gilt sein Schweigen als Verzicht auf die Erfül-
lung der Lieferverpflichtung. 
(6) Das Unternehmen haftet hinsichtlich rechtzeitiger Lieferung nur 
für eigenes Verschulden und das seiner Erfüllungsgehilfen. Für das 
Verschulden seiner Vorlieferanten hat es nicht einzutreten, da diese 
nicht seine Erfüllungsgehilfen sind. Das Unternehmen ist jedoch 
verpflichtet, auf Verlangen eventuelle ihm gegen seinen Vorlieferan-
ten zustehende Ansprüche an den Kunden abzutreten. 
(7) Dem Kunden ist bekannt, dass der Export bestimmter Güter 
Genehmigungspflichten begründen kann (z. B. wegen des Verwen-
dungszwecks oder des endgültigen Bestimmungsortes) und die 
einschlägigen nationalen wie internationalen Ausfuhrbestimmungen 
zu beachten sind. 
(8) Lieferungen an den Kunden stehen unter dem Vorbehalt nationa-
ler oder internationaler Vorschriften des Außenwirtschaftsrechts, 
eines Embargos oder sonstiger gesetzlicher Verbote. 
 
§ 5 Preise und Zahlung 
(1) Die Preise verstehen sich stets zzgl. der gesetzlich geschuldeten 
Mehrwertsteuer. 
(2) Wenn nicht anders vereinbart, ist die Vergütung bei Lieferung der 
Ware und Rechnung ohne Abzug sofort fällig. Das gleiche gilt für 
Reparaturen. 
(3) Das Unternehmen behält sich die Annahme von Schecks als 
Zahlung an Erfüllung Statt ausdrücklich vor. Ohne seine Zustim-
mung tritt keine Erfüllung ein, erfolgt die Hingabe des Schecks 
vielmehr erfüllungshalber. Soweit das Unternehmen die Zahlung mit 
Scheck im Einzelfall als Erfüllung akzeptiert, erfolgen Gutschriften 
hierüber vorbehaltlich des Eingangs abzüglich der Auslagen mit 
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Wertstellung des Tages, an dem das Unternehmen über den Ge-
genwert verfügen kann. 
(4) Eine Zahlung durch Wechsel ist ausdrücklich ausgeschlossen 
und wird nicht akzeptiert. 
(5) Bei Zahlungsverzug des Kunden ist das Unternehmen berechtigt, 
Verzugszinsen in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem Basiszins-
satz zu verlangen. 
(6) Gerät der Kunde in Zahlungsverzug, ist das Unternehmen be-
rechtigt, nach vorheriger fruchtloser Mahnung die Ware zurückzu-
nehmen. Soweit für die Warenrücknahme der Zutritt zum Betrieb des 
Kunden erforderlich ist, verpflichtet sich dieser sein Einverständnis 
dazu zu erteilen und die Wegnahme zu dulden. Die Rücknahme ist 
kein Rücktritt vom Vertrag. Wurde die Ware im Rahmen eines Ein-
zelvertrages außerhalb einer ständigen Geschäftsverbindung gelie-
fert, verpflichtet sich das Unternehmen, zuvor vom Vertrag zurückzu-
treten. 
(7) Eine Zahlungsverweigerung oder ein Zahlungseinbehalt sind 
ausgeschlossen, wenn der Kunde den Mangel oder sonstigen Bean-
standungsgrund bei Vertragsschluss kannte. 
(8) Ein Zurückbehaltungsrecht bzw. Aufrechnungsrecht des Kunden 
gegenüber fälligen Ansprüchen des Unternehmens aus dem Ge-
samtsaldo der Geschäftsverbindung bzw. einem Einzelvertrag be-
steht nur, soweit die Gegenansprüche des Kunden unbestritten oder 
rechtskräftig festgestellt sind. Das bloße Schweigen des Unterneh-
mens auf die Geltendmachung solcher Gegenansprüche gilt nicht 
als Anerkenntnis. Dies gilt für ein etwaiges Leistungsverweigerungs-
recht des Kunden entsprechend. § 5 Absatz 8 und § 5 Absatz 9 
gelten nicht für Verträge mit Endverbrauchern. 
(9) Nimmt der Kunde, ohne das dies abweichend vertraglich verein-
bart worden ist, die Ware nicht innerhalb von vier Monaten nach 
Vertragsschluss ab, ist das Unternehmen berechtigt, in der Zwi-
schenzeit eingetretene Preiserhöhungen des Herstellers bzw. Vorlie-
feranten an den Kunden weiterzugeben.  
 
§ 6 Eigentumsvorbehalt 
(1) Die gelieferten Produkte bleiben bis zur vollständigen Bezahlung 
sämtlicher Forderungen des Unternehmens aus der Geschäftsver-
bindung mit dem Kunden das Eigentum des Unternehmens. 
(2) Bei laufender Rechnung gilt das vorbehaltene Eigentum zur 
Sicherung der dem Unternehmen zustehenden Saldoforderung. Eine 
Veräußerung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Produkte 
(„Vorbehaltsprodukte“) ist dem Kunden nur im ordnungsgemäßen 
Geschäftsverkehr gestattet. Der Kunde ist nicht berechtigt, die Vor-
behaltsprodukte zu verpfänden, zur Sicherheit zu übereignen oder 
sonstige das Eigentum des Unternehmens gefährdende Verfügung 
zu treffen. Der Kunde tritt schon jetzt die Forderung aus der Weiter-
veräußerung an das Unternehmen ab; das Unternehmen nimmt 
diese Abtretung schon jetzt an. 
(3) Eine Verarbeitung oder Umbildung der Vorbehaltsprodukte durch 
den Kunden erfolgt stets für das Unternehmen. Werden die Vorbe-
haltsprodukte mit anderen Gegenständen verarbeitet, so erwirbt das 
Unternehmen das Miteigentum an der neuen Sache im Verhältnis 
des Wertes der Vorbehaltsprodukte zu den anderen verarbeiteten 
Gegenständen zur Zeit der Verarbeitung. Für die durch Verarbeitung 
entstehende neue Sache gilt im Übrigen das gleiche wie für die 
unter Vorbehalt gelieferten Produkte. 
(4) Werden die Vorbehaltsprodukte mit anderen Gegenständen 
verbunden, so erwirbt das Unternehmen das Miteigentum an der 
neuen Sache im Verhältnis des Wertes der Vorbehaltsprodukte zu 
anderen Gegenständen zum Zeitpunkt der Verbindung. Erfolgt die 
Verbindung in der Weise, dass die Sache des Kunden als Hauptsa-
che anzusehen ist, so gilt als vereinbart, dass der Kunde dem Un-
ternehmen anteilsmäßig Miteigentum überträgt. Das so entstandene 
Miteigentum wird der Kunde für das Unternehmen verwahren. 
(5) Veräußert der Kunde die Vorbehaltsprodukte nach Verarbeitung 
oder Umbildung oder nach Verbindung mit anderen Waren oder 
zusammen mit anderen Waren, so gilt die Forderungsabtretung nur 
in Höhe des Teils vereinbart, der dem zwischen dem Unternehmen 
und dem Kunden vereinbarten Preis zzgl. einer Sicherheitsmarge 
von 10 % dieses Preises entspricht. 
(6) Der Kunde ist widerruflich ermächtigt, die an das Unternehmen 
abgetretenen Forderungen treuhänderisch für das Unternehmen im 
eigenen Namen einzuziehen. Das Unternehmen kann diese Er-
mächtigung sowie die Berechtigung zur Weiterveräußerung widerru-
fen, wenn der Kunde mit wesentlichen Verpflichtungen wie bei-
spielsweise der Zahlung gegenüber dem Unternehmen in Verzug ist; 
im Fall des Widerrufs ist das Unternehmen berechtigt, die Forderung 
selbst einzuziehen. 
(7) Der Kunde wird dem Unternehmen jederzeit alle gewünschten 
Informationen über die Vorbehaltsprodukte oder über Ansprüche, die 
hiernach an das Unternehmen abgetreten worden sind, erteilen. 
Zugriffe oder Ansprüche Dritter auf Vorbehaltsprodukte hat der 

Kunde sofort und unter Übergabe der notwendigen Unterlagen dem 
Unternehmen anzuzeigen. Der Kunde wird zugleich den Dritten auf 
den Eigentumsvorbehalt des Unternehmens hinweisen. Die Kosten 
einer Abwehr solcher Zugriffe und Ansprüche trägt der Kunde. 
(8) Der Kunde ist verpflichtet, die Vorbehaltsprodukte für die Dauer 
des Eigentumsvorbehaltes sorgfältig zu behandeln. Übersteigt der 
realisierbare Wert der Sicherheiten die gesamten zu sichernden 
Forderungen des Unternehmens um mehr als 10 %, so ist der Kun-
de berechtigt, insoweit Freigabe zu verlangen. 
(9) Kommt der Kunde mit wesentlichen Verpflichtungen wie bei-
spielsweise der Zahlung gegenüber dem Unternehmen in Verzug 
und tritt das Unternehmen vom Vertrag zurück, so kann das Unter-
nehmen unbeschadet sonstiger Rechte die Vorbehaltsprodukte 
herausverlangen und zwecks Befriedigung fälliger Forderungen 
gegen den Kunde anderweitig verwerten. In diesem Falle wird der 
Kunde das Unternehmen oder dem Beauftragten des Unternehmens 
sofort Zugang zu den Vorbehaltsprodukten gewähren und diese 
herausgeben. 
(10) Bei Lieferungen in andere Rechtsordnungen, in denen die 
vorstehende Eigentumsvorbehaltsregelung nicht die gleiche Siche-
rungswirkung hat wie in Deutschland, wird der Kunde alles tun, um 
dem Unternehmen unverzüglich entsprechende Sicherungsrechte zu 
bestellen. Der Kunde wird an allen Maßnahmen wie beispielweise 
Registrierung, Publikation usw. mitwirken, die für die Wirksamkeit 
und Durchsetzbarkeit derartiger Sicherheitsrechte notwendig und 
förderlich sind. 
(11) Auf Verlangen des Unternehmens ist der Kunde verpflichtet, die 
Vorbehaltsprodukte angemessen zu versichern, dem Unternehmen 
den entsprechenden Versicherungsnachweis zu erbringen und die 
Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag an das Unternehmen 
abzutreten. 
  
§ 7 Nutzungsrechte 
(1) Das Unternehmen räumt dem Kunden das nicht ausschließliche 
Recht ein, Software zu nutzen, soweit diese im Lieferungsumfang 
enthalten ist. Das Nutzungsrecht ist auf den vereinbarten Zeitraum 
begrenzt, in Ermangelung einer solchen Vereinbarung ist das Nut-
zungsrecht zeitlich unbefristet. 
(2) Der Kunde darf die Software nur mit der in den Vertragsunterla-
gen genannten Hardware nutzen, in Ermangelung einer solchen 
Nennung nur zusammen mit der Software gelieferten Ware. Die 
Nutzung der Software mit einem anderen Gerät bedarf der aus-
drücklichen schriftlichen Zustimmung des Unternehmens. 
(3) Der Kunde darf von der Software nur eine Vervielfältigung erstel-
len, soweit diese ausschließlich für Sicherungszwecke verwendet 
wird. Der Kunde ist außer in den Fällen des § 69e UrhG nicht be-
rechtigt, die Software zu ändern, zurück zu entwickeln, zu überset-
zen oder Teile herauszulösen. Der Kunde darf alphanummerische 
und sonstige Kennungen von Datenträgern nicht entfernen und hat 
sie auf jede Sicherungskopie unverändert zu übertragen. 
 
§ 8 Sachmängel, Mängelrüge und Gewährleistung 
(1) Der Kunde ist verpflichtet, die empfangene Ware unverzüglich 
nach der Ablieferung sorgfältig auf Menge und Beschaffenheit hin zu 
untersuchen und, wenn sich ein Mangel zeigt, diesen dem Unter-
nehmen unverzüglich anzuzeigen, nachdem andernfalls die Liefe-
rung als genehmigt gilt. Die Rüge offensichtlicher Mängel ist nur 
rechtzeitig, sofern sie innerhalb einer Frist von 14 Tagen, gerechnet 
ab Lieferung, in Textform beim Unternehmen eingeht. Die Rüge 
nicht offenkundiger Mängel ist rechtzeitig, sofern sie innerhalb einer 
Frist von 14 Tagen gerechnet ab Entdeckung durch den Kunden, in 
Textform beim Unternehmen eingeht.  
(2) Stellt der Kunde einen Sachmangel fest, ist er nicht länger be-
rechtigt, über die Sache zu verfügen, d. h. sie darf nicht geteilt, mit 
anderen Sachen verbunden, vermischt, verarbeitetet oder weiterver-
kauft werden bis eine Einigung über die Abwicklung der Reklamation 
erzielt bzw. ein selbstständiges Beweisverfahren durch einen von 
der Industrie- und Handelskammer am Sitz des Kunden bestellten 
und vereidigten Sachverständigen durchgeführt worden ist. 
(3) Der Kunde ist verpflichtet, dem Unternehmen die beanstandete 
Ware oder Muster davon zwecks Prüfung der Beanstandung zur 
Verfügung zu stellen. Bei schuldhafter Verweigerung entfällt die 
Gewährleistung.  
(4) Bei begründeten Mängelrügen ist das Unternehmen berechtigt, 
unter Berücksichtigung der Art des Mangels und der Interessen des 
Kunden die Art der Nacherfüllung (Ersatzlieferung oder Nachbesse-
rung) zu bestimmen. 
(5) Über einen bei einem Vertragspartner eintretenden Gewährleis-
tungsfall hat der Kunde das Unternehmen unverzüglich zu informie-
ren.  
(6) Gewährleistungsansprüche des Kunden verjähren in 12 Monaten 
ab Lieferung.  
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(7) Beim Kauf gebrauchter Sachen sind Gewährleistungsansprüche 
des Kunden nach § 437 BGB insgesamt ausgeschlossen.  
 
§ 9 Gewerbliche Schutzrechte , Urheberrechte, Rechtsmängel 
(1) Sofern nichts anderes vereinbart, ist das Unternehmen verpflich-
tet, die Lieferung lediglich im Land des Lieferorts frei von gewerbli-
chen Schutzrechten und Urheberrechten Dritter (im folgendem: 
„Schutzrechte“) zu erbringen. Sofern ein Dritter wegen der Verlet-
zung von Schutzrechten durch von dem Unternehmen  erbrachte, 
vertragsmäßig genutzte Lieferungen gegen den Kunden berechtigte 
Ansprüche erhebt, haftet das Unternehmen  lediglich gegenüber 
dem Kunden innerhalb von zwölf Monaten nach Übergabe der Liefe-
rung wie folgt: 
a) Das Unternehmen wird nach seiner Wahl und auf seine Kosten 
für die betreffenden Lieferungen entweder ein Nutzungsrecht erwir-
ken, diese so ändern, dass das Schutzrecht nicht verletzt wird, oder 
austauschen. Ist dies dem Unternehmen nicht zu angemessen 
Bedingung möglich, stehen dem Kunden die gesetzlichen Rücktritts- 
und Minderungsrechte zu. 
b) Die Pflicht des Unternehmens zur Leistung von Schadenersatz 
richtet sich nach § 10. 
c) Die vorstehenden Verpflichtungen des Unternehmens  bestehen 
nur, soweit der Kunde das Unternehmen über die von Dritten gel-
tend gemachten Ansprüche unverzüglich schriftlich verständigt, eine 
Verletzung nicht anerkennt und dem Unternehmen alle Maßnahmen 
und Vergleichsverhandlungen vorbehalten bleiben. Stellt der Kunde 
die Nutzung der Lieferung aus Schadensminderung oder sonstigen 
wichtigen Gründen ein, ist er verpflichtet, den Dritten darauf hinzu-
weisen, dass mit der Nutzungseinstellung kein Anerkenntnis einer 
Schutzrechtsverletzung verbunden ist. Eventuelle Freistellungsver-
pflichtungen des Unternehmens sind betragsmäßig gegen über dem 
Kunden durch die Höhe des Kaufpreises der betroffenen Ware 
begrenzt. 
(2) Ansprüche des Kunden sind ausgeschlossen, soweit er die 
Schutzrechtsverletzungen zu vertreten hat. 
(3) Ansprüche des Kunden sind ferner ausgeschlossen, soweit die 
Schutzrechtsverletzungen durch spezielle Vorgaben des Kunden, 
durch eine von dem Unternehmen nicht voraussehbare Anwendung 
oder dadurch verursacht wird, dass die Lieferung vom Kunden 
verändert oder zusammen mit nicht von dem Unternehmen  geliefer-
ten Produkten eingesetzt wird. 
(4) Im Fall von Schutzrechtsverletzungen gelten im Übrigen die 
Bestimmungen für Sachmängel entsprechend. 
(5) Bei Vorliegen sonstiger Rechtsmängel gelten die Bestimmungen 
zu den Sachmängeln nach § 8 entsprechend. 
 
§ 10 Allgemeine Haftungsbegrenzung 
Schadensersatzansprüche des Kunden, gleich aus welchem 
Rechtsgrund, insbesondere aus Unmöglichkeiten, Verzug, mangel-
hafter oder falscher Lieferung, Vertragsverletzung, Verletzung von 
Pflichten bei Vertragsverhandlungen und unerlaubter Handlung sind 
für leichte Fahrlässigkeit ausgeschlossen. Dieser Haftungsaus-
schluss gilt nicht bei einer Verletzung von Leben, Körper oder Ge-
sundheit und bei leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten. In Fällen leicht fahrlässiger Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten ist die Haftung auf den Ersatz des bei Vertrags-
schluss voraussehbaren, typischen Schadens beschränkt. Mittelbare 
Schäden oder Folgeschäden sind nur ersatzfähig, soweit sie bei 
bestimmungsgemäßem Gebrauch der Sache typischerweise zu 
erwarten sind. Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und –
beschränkungen gelten in gleichem Umfange zu Gunsten der Orga-
ne, gesetzlichen Vertreter, Mitarbeiter und sonstigen Erfüllungsgehil-
fen des Unternehmens.  
 
§ 11 Gerichtsstand und anwendbares Recht 
(1) Erfüllungsort und Gerichtsstand für Lieferungen und Zahlungen 
sowie sämtliche zwischen den Parteien sich ergebenden Streitigkei-
ten ist, soweit der Kunde Kaufmann, juristische Person des öffentli-
chen Rechts oder öffentlich-rechtliches Sondervermögen ist, der 
Verwaltungssitz des Unternehmens in Schnelldorf. Das Unterneh-
men ist jedoch berechtigt, den Kunden an jedem anderen gesetzli-
chen Gerichtsstand zu verklagen. 
(2) Die Beziehungen zwischen den Vertragsparteien regeln sich 
ausschließlich nach dem in der Bundesrepublik Deutschland gelten-
den Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts (CISG) sowie des 
internationalen Privatrechts. 
 
§ 12 Salvatorische Klausel 
Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung oder eine Bestimmung 
in dieser Vereinbarung, die in der Zukunft aufgenommen wird, un-
wirksam oder undurchführbar sein, so wird die Gültigkeit und Durch-
setzbarkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht be-

rührt. Die unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung gilt als 
durch eine geeignete und ausgewogene Regelung ersetzt, die, 
soweit rechtlich zulässig, so nah wie möglich an den wirtschaftlichen 
Sinn und Zweck der unwirksamen oder undurchführbaren Bestim-
mung herankommt. Das gleiche gilt, wenn die Parteien unbewusst 
zu einem bestimmten Sachverhalt dieser Vereinbarung keine Rege-
lung getroffen haben; in diesem Fall gilt eine geeignete und ausge-
wogene Regelung  mit dem Inhalt, den die Parteien im Hinblick auf 
den wirtschaftlichen Zweck der Vereinbarung vereinbart hätten, 
wenn sie den Sachverhalt bedacht hätten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


